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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zur 2. Änderung als
Deckblatt zum Bebauungsplan Nr. 06-86.2 „Obere Weiden“, Laiz

1. Grund für die Aufstellung

Mit dem Deckblatt zur 2. Änderung des Bebauungsplans „Obere Weiden“ sollen die
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von neuem Wohnraum im
Ortsteil Laiz ermöglicht werden.

Der Bebauungsplan „Obere Weiden“ wurde 1978 rechtskräftig. Als Grund für die
damalige Aufstellung wurden die Ausweisung neuen Baulandes für
Einfamilienwohnhäuser vorwiegend im südlichen Teilbereich des B-Plans sowie die
Arrondierung vorhandener Bebauung, die mit noch landwirtschaftlicher Nutzung
durchsetzt war, genannt.

Im Bereich zwischen der Laizer Hauptstraße und Untere Weidenstraße wurde als Art der
Nutzung ‚Dorfgebiet‘ festgesetzt. Hier besteht die aktuelle Nutzung ganz überwiegend
aus Wohnen und es gibt immer noch unbebaute Flächen. Um dem faktisch vollzogenen
Strukturwandel, das heißt dem Bedeutungsverlust der Landwirtschaft im Ortskern, sowie
dem vorhandenen Bedarf an innerörtlich gelegenem Wohnraum planerisch gerecht zu
werden, soll dieser Teilbereich als ‚Allgemeines Wohngebiet‘ festgesetzt und die
zulässige Zahl der Vollgeschosse von II auf III erhöht werden. Den vorhandenen
gewerblichen Anlagen werden Entwicklungsmöglichkeiten zum wirtschaftlichen
Fortbestand eingeräumt.
Aufgrund der für den B-Plan von 1978 gültigen LBO wäre heute lediglich eine Nutzung
der Dachgeschossfläche bis zu 2/3 der darunterliegenden Vollgeschossfläche zulässig.
Mit der aktuellen LBO, die für diesen Änderungsbereich Gültigkeit bekommt, zählt ein
Dachgeschoss erst als Vollgeschoss, wenn es größer als 3/4 der darunterliegenden
Geschossfläche ist.

2. Lage und Abgrenzung des Gebiets

Der Änderungsbereich liegt südlich der Hauptstraße Laiz und wird von der Untere
Weidenstraße östlich und südlich umfasst. Eine Gehwegverbindung zwischen diesen
beiden Straßen begrenzt den Geltungsbereich im Westen. Die genaue Abgrenzung ist
im Bebauungsplan 06-86.2 zeichnerisch festgelegt.

3. Geltendes Recht und Verfahren

Als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ wird das „beschleunigte Verfahren“ nach
§ 13a BauGB angewandt. Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des
beschleunigten Verfahrens stellen sich wie folgt dar:

- Das Planungsgebiet liegt innerhalb eines bebauten Ortsteiles. Die Änderung des
Bebauungsplans zielt auf Fortentwicklung insbesondere der Wohnbebauung innerhalb
des gegebenen Siedlungsbereichs indem die Art der Nutzung vom Dorfgebiet zum
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allgemeinen Wohngebiet geändert sowie die zulässige Zahl der Vollgeschosse erhöht
wird.

- Die zulässige Grundfläche liegt bei einer Gesamtfläche des Geltungsbereiches von
15.500 m2, mit Baugrundstücken über 14.300 m2 und bei der höchstzulässigen
Grundflächenzahl von 0,4 mit 5.720 m2 deutlich unterhalb der zulässigen Höchstgrenze
von zwei Hektar (Fallgruppe 1: § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB).

- Diese Bebauungsplanänderung schafft Baurecht für Anlagen, die in Art und Umfang
nicht UVP-pflichtig sind. (§ 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB)

- Aufgrund dieser Bebauungsplanänderung werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b
BauGB genannten Schutzgüter (Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutzgebiete)
beeinträchtigt und es sind keine Pflichten nach § 50 Satz 1 BImSchG zu
berücksichtigen. (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB).

Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren folgendermaßen:

• keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,
• die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 entfällt,
• die Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt,
• auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind (nach §
3 Abs. 2 Satz 2 BauGB), wird verzichtet,
• keine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB,
• kein Monitoring gemäß § 4c BauGB.

Der Bebauungsplan kann in diesem Verfahren abweichend von der Darstellung des
Flächennutzungsplans geändert werden, da die geordnete städtebauliche Entwicklung
nicht beeinträchtigt und der FNP im Zuge nachfolgender Berichtigung angepasst wird.
(§ 13a Abs. 2 Nr. 2). Im FNP ist der Planungsbereich als gemischte Baufläche
dargestellt.

4. Planungskonzept

Durch die Zulässigkeit von III Vollgeschossen und die Erhöhung der zulässigen
Geschossflächenzahl von 0,8 auf 1,0 wird einerseits eine Bebauung mit mehr
Geschossfläche ermöglicht, andererseits bleibt der Maßstab der vorhandenen
Baustruktur mit Beschränkungen der Trauf- und Firsthöhen gewahrt.

Die Baugrenzen mit 2,0 m und 3,0 m Abstand zu den öffentlichen Verkehrsflächen sowie
die höchstzulässige Grundflächenzahl von 0,4 und die Zulässigkeit der offenen
Bauweise sind die weitgefassten Kriterien, die der zukünftigen Entwicklung innerhalb der
gewachsenen Baustruktur einen Rahmen geben.

5. Verkehrserschließung

Die äußere Erschließung des Bereichs besteht bereits durch die Hauptstraße und die
Untere Weidenstraße. Die Erschließung innen liegender Flurstücke ist durch Baulast zu
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sichern. Die Festsetzung der Verkehrsflächen dient dem Ausbau der Untere
Weidenstraße mit 5,5 m breiter Straßenverkehrsfläche und 1,5 m breitem Gehweg.

6. Ver- und Entsorgung des Plangebietes

Die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Strom und Telekommunikation sowie Abwasser ist
durch das bestehende System gesichert.

7. Bodenordnende Maßnahmen

Für die bereits im rechtskräftigen B-Plan festgesetzten und hiermit beibehaltenen
Verkehrsflächen mit geplantem Gehweg (Untere Weidenstraße) ist Grunderwerb
erforderlich. Die Einmündung in die Hauptstraße wird entsprechend der bestehenden
Situation gegenüber der Planung von 1978 modifiziert, wodurch der notwendige
Flächenerwerb an dieser Stelle reduziert wird.

8. Auswirkung der Bebauungsplanänderung

Mit dieser Bebauungsplanänderung wird das Maß der Bebauung in der Höhe erweitert.
Die Grundflächenzahl und zulässige Bauweise bleiben unverändert, die durch
Baugrenzen bestimmte Fläche wird lediglich dem geplanten Straßenverlauf angepasst.

Die durch das bestehende Baurecht zulässigen gewerblichen Anlagen umfassen land-
und forstwirtschaftliche Betriebe, nicht wesentlich störende Gewerbe- und
Handwerksbetriebe sowie sonstige Gewerbebetriebe. Im allgemeinen Wohngebiet (WA)
wird die Zulässigkeit grundsätzlich auf nicht störende Handwerksbetriebe sowie sonstige
nicht störende Gewerbebetriebe beschränkt (§§4 und 5 BauNVO).

Da heute zulässige Anlagen unter anderem aufgrund von Immissionsschutzvorgaben
zum WA unzulässig werden könnten, dies jedoch zum Schutz und zur weiteren
Entwicklung der Betriebe nicht beabsichtigt wird, können Erweiterungen, Änderungen,
Nutzungsänderungen und Erneuerungen dieser Anlagen gemäß § 1 Abs. 10 BauNVO
ausnahmsweise zugelassen werden. Dabei können zum Immissionsschutz geltende
Grenzwerte unterschiedlicher Gebietskategorien gemittelt werden.

Bestehende Zulässigkeiten wurden mit immissionsschutzfachlichen Richtwerten für
Kern-, Dorf- und Mischgebiete beurteilt. Unter dem Aspekt Schallschutz wird dieser
Richtwert bei Gemengelagen als für Wohnnutzung noch maximal zumutbar eingeräumt
(TA Lärm 6.7). Daher und mit Beachtung des gegenseitigen Rücksichtnahmegebotes
(§ 15 BauNVO) ist die Art der geplanten Nutzung als WA auch bei Fortsetzung
bestehender gewerblicher Nutzungen vertretbar. Die Pflicht der Betriebe zur Vermeidung
schädlicher Umwelteinwirkungen besteht in wirtschaftlich vertretbarer Zumutbarkeit
ebenso wie eine Duldungspflicht der Bewohner, die „sehenden Auges“ einen Standort
mit absehbaren Beeinträchtigungen wählen, die Im Rahmen bestimmter Grenzwerte
zulässig sind. Langfristig werden der Gebietscharakter und die Qualität eines WA
angestrebt; der allgemeinen Zweckbestimmung des Plangebietes stehen die wenigen
vorhandenen gewerblichen Anlagen nicht entgegen.
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Insgesamt werden mit dieser Bebauungsplanänderung zulässige Emissionen reduziert,
es wird nicht mehr Boden und Fläche beansprucht als bereits planungsrechtlich zulässig
und im Effekt kann die geplante Entwicklung zur Einschränkung des
Siedlungswachstums nach außen beitragen, so dass mögliche Auswirkungen auf die
Umwelt durch diese B-Planänderung vermindert werden können.
Da das Baurecht grundsätzlich vom gegenwärtigen zum geplanten Zustand keine
Veränderung mit Auswirkungen auf den besonderen Artenschutz bedeutet, erscheinen
im Zusammenhang mit dieser B-Planänderung artenschutzrechtliche Untersuchungen
nicht sinnvoll – die Prüfung, ob Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG durch
Bauvorhaben eintreten würden, muss für jedes einzelne Bauvorhaben zum Zeitpunkt der
Genehmigung durchgeführt werden.

Auf das Hochwasserrisikogebiet im Geltungsbereich wird im Kapitel „Hinweise
IV. 7“eingegangen. Gemäß § 78b WHG berücksichtigt die Festsetzung der
Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) die Höhenlage des Wasserspiegels bei
Hochwasserereignissen.

Unabhängig von der Bebauungsplanänderung wurde ein Altlastenverdacht auf
Flurstücken Nr. 453 und 453/1 ausgeräumt, aufgrund der Vornutzung können aber auf
der Fläche Bodenmassen vorliegen, die man nicht „unkontrolliert” ablagern kann.
Aushubmaterial von dieser Fläche muss nach der Verwaltungsvorschrift des
Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial vom
14.03.2007 untersucht und dementsprechend entsorgt oder verwertet werden.
Bei Aushubarbeiten ist auf sogenannten entsorgungsrelevanten Flächen mit erhöhten
Entsorgungskosten zu rechnen.
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen
des Deckblatts zur 2. Änderung
des Bebauungsplans Nr. 06-86.2 „Obere Weiden“ Laiz

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

s. Planeinschrieb
Allgemeines Wohngebiet – WA gemäß § 4 i.V.m. § 1 Abs. 10 BauNVO

Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen bestimmter
vorhandener baulicher und sonstiger Anlagen, die im WA unzulässig wären, können
ausnahmsweise zugelassen werden. Hierbei sind besonders die Vorgaben der TA-Lärm
zu Gemengelagen (6.7) sowie die gegenseitige Rücksichtnahme gemäß § 15 BauNVO
zu beachten.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO)

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch:

a) Die Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)
s. Planeinschrieb

- Firsthöhe – FHmax. als Höchstmaß

- Traufhöhe – THmin./max. als Mindest- und Höchstmaß

- Erdgeschossrohfußboden – EFH als Bezugshöhe:
Als Bezugshöhe zur Bestimmung der zulässigen Höhe baulicher Anlagen gilt die
Oberkante des rohen Erdgeschossfußbodens (EFH). Die EFH ist im Plan festgesetzt.
Bei der Umnutzung, bei Umbau oder Erweiterungen bestehender Anlagen dient die EFH
lediglich als Referenzhöhe, so dass die bereits vorhandene, genehmigte EFH weiterhin
zulässig ist.
Von der EFH können Abweichungen nach § 31 Abs. 1 BauGB bis zu +/- 0,5 m
zugelassen werden, wenn keine andere Vorschrift entgegensteht.
Die festgesetzte EFH bleibt bei Abweichungen die Bezugshöhe für die Festsetzungen zu
Höhen baulicher Anlagen.
Der Nachweis über die Höhenlage ist gemäß § 2 Abs.3 LBOVVO darzustellen.

Die festgesetzte EFH basiert auf dem Wasserspiegel eines sehr seltenen
Hochwasserereignisses HQextrem, der nach Angabe der LUBW bei 572,80 m ü. NN liegt.
Die EFH wird mit +0,40 m zum HQextrem festgesetzt (573,20 m ü. NN) und liegt damit im
Mittel +0,70 m über dem Straßenniveau.
Für ein hundertjähriges Hochwasserereignis (HQ100) wird ein Wasserspiegel mit der
Höhe 572,30 m ü. NN angenommen, so dass mit einer zulässigen Abweichung der EFH
bis zu -0,50 m bei HQ100 die EFH noch +0,40 m über dem Wasserspiegel läge.
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b) Die Grundflächenzahl - GRZ (§ 19 BauNVO)
s. Planeinschrieb

Die zulässige Grundfläche darf durch Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO
bezeichneten Anlagen (wie Stellplätze, Tiefgaragen, Wege, Nebenanlagen) bis zu 100%
überschritten werden, wenn dies aufgrund der erhöhten Anforderung an die Anzahl der
Stellplätze begründet wird.

c) Die Geschossflächenzahl – GFZ (§ 20 BauNVO)
s.Planeinschrieb

d) Die Zahl der Vollgeschosse – Z (§ 20 BauNVO i.V.m. §2 Abs.6 LBO)
s.Planeinschrieb

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22-23 BauNVO)

a) Die Bauweise
s.Planeinschrieb

b) Die überbaubaren Grundstücksflächen
s.Planeintrag

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt.
Stellplätze sind außerhalb der Baugrenzen zulässig. Garagen, überdachte Stellplätze
sowie Nebenanlagen nach § 14 BauNVO sind nur innerhalb dieser Baugrenzen
zulässig.

4. Fläche für die Versorgung mit Strom (§ 9 Abs. 1 Nr. 12. BauGB)
s.Planeintrag
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III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO
zum Deckblatt der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 06-86.2
„Obere Weiden“ Laiz – 25.01.2019

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich der
2. Bebauungsplanänderung „Obere Weiden“ 06-86.2, Gemarkung Laiz, in der Fassung vom
25.01.2019.

§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO

1. Für Gebäude sind Dachformen und Dachneigungen entsprechend der Einschriebe im
zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes zulässig.
SD = Satteldach mit minimaler bis maximaler DN = Dachneigung.

Für Anbauten, Erker oder ähnliche bauliche Erweiterungen des Hauptgebäudes, gilt die
vorgeschriebene Dachform und Dachneigung, wenn sie mehr als 1/5 der Wandlänge
des Hauptgebäudes breit und über 4,0 m über EFH hoch sind.

Für Garagen, Carports und Nebenanlagen nach § 14 BauNVO unter 4,0 m Höhe über
EFH sind geneigte, flach geneigte und Flachdächer zulässig.

Dachaufbauten und Einschnitte sind zulässig, wenn sie dem Hauptgebäude
untergeordnet sind und die Hauptdachform deutlich erkennbar bleibt. Das heißt, sie
sind einzeln mit einer Länge bis zu 1/5 der traufseitigen Gebäudelänge zulässig und
dürfen in Summe maximal die Hälfte der Gebäudelänge ausmachen; sie müssen vom
Ortgang sowie vom First mindestens 1,5 m Abstand haben.
Dachaufbauten sind mit von der Hauptdachform abweichender Dachform zulässig,
jedoch für ein Gebäude einheitlich zu gestalten.

Ausnahmen von den Regeln zu Dachaufbauten und Dacheinschnitten können gemäß
§ 56 Abs. 3 LBO zugelassen werden, wenn sie den Gesamteindruck des
Gebäudekörpers mit Satteldach nicht beeinträchtigen.
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

2. Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs. 1 LBO) wird auf
a) 1,5 Stellplätze je Wohneinheit mit 50 m2 bis unter 100 m2 Wohnfläche,
b) 2,0 Stellplätze je Wohneinheit ab 100 m2 Wohnfläche erhöht, wobei jeweils auf ganze
Zahlen aufgerundet wird.
Für diese Stellplätze gilt § 37 LBO entsprechend.

Mit der erhöhten Stellplatzverpflichtung wird dem tatsächlichen Bedarf entsprochen, so
dass öffentliche Verkehrsflächen weniger zum Abstellen von Autos genutzt werden.
Das Maß ist identisch mit der Stellplatzsatzung für die Ortsmitte Laiz (2000), da deren
Geltungsbereich sich bereits auf Teilflächen des B-Planänderungsbereiches erstreckt,
so dass hier einheitliche Anforderungen gelten.
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3. Einfriedungen sind im Bereich von Zufahrten auf einer Länge bis zu 5,0 m mit maximal
1,0 m Höhe zulässig, um die Verkehrssicherheit zu erhöhen.
(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung vorsätzlich
oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften
gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

§ 4 Inkrafttreten

Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74 Abs.
7 LBO in Kraft.
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IV. Hinweise

1. Bodenschutz
Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem Boden sind zu
beachten. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen (§ 4
BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG).
Der Mutterboden ist getrennt vom übrigen Aushub abzutragen und vor Vernichtung oder
Vergeudung zu schützen (§§ 1 und 202 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG, 4 BodSchG).
Um die biologische Aktivität des Mutterbodens zu erhalten, ist dieser in maximal 2 m
hohen Mieten bis zur Wiederandeckung/Verarbeitung zwischenzulagern. Die Mieten
sind durch geeignete Profilierung vor Vernässung zu schützen.
Bei Geländeauffüllungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des
Erdmassenausgleichs oder der Geländemodellierung, darf der humose Oberboden
(Mutterboden) des Urgeländes nicht überschüttet werden.
Bei der Erschließung und den einzelnen Bauvorhaben ist den Standards der DIN 19731
zur „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie dem Merkblatt des Landkreises Sigmaringen
"Bodenschutz bei Bauarbeiten"  ist zu folgen.

2. Niederschlagswasser
Die Versickerung des Niederschlagwassers muss auf den einzelnen Baugrundstücken
über eine Sickermulde mit evtl. Überlauf in den Abwasserkanal erfolgen, soweit dem
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 WHG).
Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten
Flächen ist der § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (Handhabung von
Niederschlagswasser) sowie der § 46 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg
(Abwasserbeseitigungspflicht) zu beachten.
Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale
Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für
den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138
sowie der Leitfaden zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung des
Umweltministeriums anzuwenden.
Bei der Erstellung einer Versickerungsanlage ist zu beachten, dass es zu keiner
Beeinträchtigung von Nachbargrundstücken oder Gebäuden kommt.
Es wird angeregt, Flachdächer (Garagen) mit einer mindestens extensiven
Dachbegrünung auszuführen, befestigte Flächen wasserdurchlässig anzulegen und
Regenwasser für die Nutzung in Zisternen zu speichern, um den Oberflächenabfluss der
Privatgrundstücke zu reduzieren.
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3. Wassergefährdende Stoffe
Heizölverbraucheranlagen sind nur im Rahmen des § 78 c Abs. 2 WHG zulässig.
Für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Heizöl etc.) nach § 62 WHG ist
die Anlagenverordnung – AwSV - in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. Flächen,
auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, sowie Flächen, auf
denen stärkere Ablagerungen durch Immissionen zu erwarten sind, müssen wegen
deren Schmutzfrachten und aus Vorsorgegründen an die Sammelkläranlagen
angeschlossen werden.

4. Grundwasser
Das Plangebiet befindet sich im Wasserschutzgebiet „Oberrieder II“, Zone III. Die
Festlegungen der Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet sind zu beachten.
Insbesondere ist die Nutzung von Erdwärmesonden zu Heiz- oder Kühlzwecken nicht
erlaubt.
Falls bei Bauarbeiten im Plangebiet Grundwasser angetroffen wird, ist sofort der
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz des Landratsamtes Sigmaringen zu informieren.
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass einer dauerhaften Grundwasserabsenkung
nicht zugestimmt werden kann.

5. Geotechnik
Bei geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B.
zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des
Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.
Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes wird auf das Geotop-Kataster
vom LGRB im Internet hingewiesen (http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope).
Für Bohrungen besteht eine gesetzliche Anzeigepflicht (§ 4 Lagerstättengesetz) beim
LGRB. Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden
Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten
der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.

6. Bauabfall und Bodenaushub
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden.
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der
Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall
eingestuften Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz
von Baustoffrecyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr BW
vom 13.04.2004 einzuhalten.
Ein Altlastenverdacht auf Flurstücken Nr. 453 und 453/1 wurde ausgeräumt, aufgrund der
Vornutzung können aber auf der Fläche Bodenmassen vorliegen, die man nicht
„unkontrolliert” ablagern kann. Aushubmaterial von dieser Fläche muss nach der o.g.



Textteil zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 06-86.2 „Obere Weiden“ Laiz   [Stand 13.02.2019]

Az.: 3/10-621.41-06-86.2 Stadtplanungsamt Sigmaringen Seite 12 von 12

Vorschrift untersucht und dementsprechend entsorgt oder verwertet werden. Die
Untersuchungsbefunde sind dem Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz des
Landratsamtes Sigmaringen vorzulegen.
Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht
oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
anzuwenden.

7. Hochwasser
Teile des Geltungsbereichs dieses Bebauungsplans liegen im Bereich HQextrem, das
heißt einem Hochwasserrisikogebiet nach § 78b WHG mit statistisch sehr seltenem
Überschwemmungsereignis und im geschützten Bereich bei HQ100, das ist ein vor
statistisch hundertjährlichem Hochwasser geschütztes Risikogebiet nach § 78b WHG.
Hochwasserrisikogebiete sind auf der Internetseite von der Landesanstalt für Umwelt
Baden-Württemberg (LUBW) http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public/ klassifiziert
und dargestellt oder können bei der Bauverwaltung der Stadt erfragt werden.
 Im Internet sind unter www.hochwasserbw.de Kompaktinformationen (unter dem Reiter
„Unser Service - Publikationen“) zur Hochwasservorsorge, hochwasserangepasstem
Bauen und weiteren Hochwasserthemen, sowie der Leitfaden „Hochwasser-Risiko-
bewusst planen und bauen“ erhältlich.


